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WANDEL VON DER WURZEL 
 
„Jeder Mensch gilt“ – das war sein Lebensmotto. Pfarrer Dr. Ulrich Bach - 1952 in der 
Polioepidemie erkrankt und seit dem dritten Studiensemester auf einen Rollstuhl 
angewiesen – hat das Selbstverständnis der Diakonie geprägt. „Wir bilden zwar ein 
buntes Völkchen: die einen müssen liegen, einige dürfen schon sitzen, andere sind 
so nicht behindert, dass sie andere Leute schieben. Das alles ist so. Das macht 
Schmerzen. Nichts wollen wir davon vertuschen. Und dennoch: Obwohl hier 
Behinderte und Nichtbehinderte zusammen sind: fragt nicht in erster Linie, was ihr 
könnt oder nicht könnt. Hört, was Gott Euch sein lässt: Ihr gehört zusammen. Jeder 
Mensch gilt“. In einem seiner Buchtitel wird das schlagartig erkennbar: „Boden unter 
den Füßen hat keiner“. Bach formuliert hier einen Anspruch im Sinne einer 
Selbstverpflichtung, eine Zielvorgabe von der „Wurzel“ her: „Jeder Mensch gilt“. 
 
Dem anderen als Partner zu begegnen und ihn nach Maßgabe seiner eigenen 
Möglichkeiten zu ermuntern, das ist und bleibt der kritische Maßstab. Das gilt auch in 
Corona-Zeiten unter dem Druck der Verordnungen und der Angst gegenüber dem 
Infektionsgeschehen. „Was willst du, das ich für dich tun soll?“ (Lukas 18,41). Die 
Frage Jesu an einen Menschen, der um seine Hilfe bittet, könnte modellhaft die 
Haltung zum Ausdruck bringen, in welcher Menschen in helfender Verantwortung 
anderen begegnen: die Augen nicht verschließen, nicht verdrängen oder verleugnen, 
sondern offen und aufmerksam sein und ein grundlegendes Interesse für die 
Lebenssituation anderer Menschen haben. Sehen beinhaltet die Fähigkeit, sich 
einzufühlen und sich in Mitmenschen mit den Augen innerer Anteilnahme 
hineinzuversetzen. Sehen kennt aber auch den Zorn und die Empörung, etwas nicht 
mitansehen zu können. Und nicht zuletzt bedeutet sehen auch: auf die Problematik 
sozialer und politischer Fehlentwicklungen hinzuweisen und ein Bewusstsein für 
soziale Verantwortung zu wecken.  
 
Diakonisches Handeln ist nicht reagierend, sondern innovativ. Die Gründerväter und 
Mütter der Diakonie (so auch Dr. Antonie Kraut) haben diesen Anspruch sehr 
deutlich zum Ausdruck gebracht. Diakonie heißt Vorausschau, vorwärtsweisende 
Dynamik. Darin steckt ein kritisches, provozierendes Potenzial, das nicht immer und 
von allen gerne gesehen wird. Gerade die Corona-Pandemie und vor allem die 
praktische und politische Gestaltung von Maßnahmen hat vielmals die Frage gestellt: 
ob Diakonie es mit der Umsetzung von Regelungen und Schutzkonzepten genug 
sein lässt – oder ob sie sich selbst - durch die kontrafaktische Kraft ihrer Ideale und 
Ziele - nach vorwärts reißen lässt und andere mitzieht, anstatt dass sie selbst nur 
Getriebene und Gezogene ist.  
 
Gespräch beim Abendessen in einer Einrichtung 
„In den Nachrichten habe ich gehört, dass die die ganzen Beschränkungen machen 
wegen uns Alten. Jetzt stören wir auch noch die Gesellschaft. Wo sind wir denn 
hingekommen?“ (Heinrich L., 92 Jahre) 
 
 
Krisenmaßnahmen in Krisenzeiten 
 
Wie ambivalent es ist, wenn sich die Politik allein von einer Spezialdisziplin der 
Medizin beraten lässt, hat das erste Halbjahr 2020 gezeigt. Keine Wissenschaft hat 
das Monopol der Sicherheit. Was Wahrheit ist, ist allzu oft das Ergebnis von 
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Prozessen. Vielfältige Expertisen, Wissensbestände, Erfahrungswissen müssen in 
die Argumentationen einfließen. Es geht um die Abwägung zwischen 
Sicherheitserfordernissen und Freiheitsrechten. Zunächst hatte bei den 
Krisenmaßnahmen die Gewährleistung gesundheitlicher Sicherheit Vorrang. 
Freiheitrechte wurden eingeschränkt, individuell und auch gesellschaftlich. Eine 
Reihe von Fragen stellten sich: Dürfen Kontakte von Bewohnerinnen und Bewohnern 
in Einrichtungen der Behinderten- und Altenhilfe zu ihren Angehörigen aus 
Sicherheitsgründen dauerhaft eingeschränkt werden? Auch wenn dadurch ihre 
Lebensqualität eingeschränkt oder gar verwehrt wird? Ist es verhältnismäßig, Kinder 
ohne angemessene Konzepte und digitale Infrastruktur ins „Home-schooling“ zu 
schicken, auch wenn überdeutlich ist, dass die Teilhabechancen von Kindern aus 
sozial benachteiligten Lebensverhältnissen sich weiter verschlechtern?  
 
Viele Maßnahmen, die im ersten Halbjahr 2020 getroffen wurden, sind der Krisenzeit 
geschuldet. Sie waren stark von einem Entweder-Oder-Muster geleitet. 
Verantwortliche gerieten in der Abwägung zunehmend in die Zwickmühle von Ziel- 
und Wertekonflikten, z.B. 

 Konkurrierende Grundrechte: Gesundheits- und Infektionsschutz vs. 
Persönliche Freiheit und soziale Teilhabe 

 Für- und Mitsorge (Berücksichtigen individueller Bedürfnisse) vs. 
Krisenbewältigung (Umsetzung vorgegebener Beschränkungen) 

 Anwaltschaft für die Betroffenen vs. gesetzliche Vorgaben und 
Rechtssicherheit 

 Selbstsorge und eigener Infektionsschutz vs. Verantwortung für andere 
(Überlastung, Arbeitsverdichtung und Ansteckung) 

 Versorgungssicherheit vs. Fehl- und Unterversorgung (Personalmangel, 
freiheitseinschränkende Maßnahmen, Isolation, Materialmangel).  

 
In Krisenzeiten muss schnell, effektiv und verantwortungsvoll gehandelt werden. Um 
handlungsfähig zu bleiben und Fachpersonen zu unterstützen, entstand im Sommer 
2020 eine S1-Leitlinie. Basierend auf der internationalen Literatur und 
Expertenmeinungen enthält diese 33 handlungsleitende Empfehlungen zu den 
Schwerpunkten Infektionsschutz unter Erhalt von sozialer Teilhabe und 
Lebensqualität. In Dilemmasituationen ist es klug, diejenigen an Entscheidungen zu 
beteiligen, die die Konsequenzen zu tragen haben. Denn wer nicht beteiligt wird, 
leistet Widerstand, verweigert die gemeinsam zu verantwortenden Maßnahmen, 
beschwert sich oder protestiert. In der Evangelischen Heimstiftung haben wir 
Verständigungsprozesse mit dem Format von Ethik-Cafés organisiert. Gerade in 
Ausnahmesituationen sind Gespräche mit Angehörigen wichtig. Mit ethischen 
Fallbesprechungen haben wir einen Rahmen geschaffen, damit Verantwortliche und 
Mitarbeitende ihren Blick schärfen für Widersprüche und ständig sich wandelnde 
Situationen. Wir haben gemerkt, dass Gesundheitliche Versorgungsplanung eine 
wichtige Ressource ist, die Persönlichkeitsrechte chronisch und schwer kranker auch 
unter außerordentlichen Bedingungen bestmöglich zu gewährleisten. Und: wie nötig 
es ist, dass die Fachpersonen über genügend Wissen verfügen, die in der 
Gesundheitlichen Versorgungsplanung festgelegten Maßnahmen adäquat 
umzusetzen.  
 
 
Aussage einer Bewohnerin 
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„Ich stehe vor der Tür, aber die geht nicht mehr auf. Bin ich jetzt eingeschlossen. Hab 
ich was falsch gemacht?“ (Maria S., 82 Jahre) 
 
 
 
In der Krise lernen 
 
Aktuell kennt niemand den Weg. Wir müssen mit Unsicherheiten und den 
Widersprüchen leben. Und wir müssen uns von unseren Wurzeln her fragen: An 
welchen Werten orientieren wir unsere Entscheidungen? Welches Verständnis von 
Gesundheit und Leben leitet uns? Wie entwickeln wir Verständigungssysteme, um 
gemeinsam einen „lebbaren“ Umgang mit dem Restrisiko zu finden. Corona stellt 
unter veränderten Vorzeichen die Frage neu: in welcher Gesellschaft wollen wir 
leben? Wie gelingt es uns, mit der neuen Realität klarzukommen, neue Sicherheiten 
aufzubauen, ohne die Ellbogen auszufahren. Wie gelingt es uns, trotz „Social 
Distancing“ miteinander ins Gespräch zu kommen und darüber zu diskutieren, was 
wir aus dieser Krise lernen können und wie wir unsere Gesellschaft in Zukunft 
gestalten wollen? 
 
„Wir werden durch Corona unser gesamte Einstellung gegenüber dem Leben 
anpassen“, prognostizierte im März 2020 Slavoj Žižek, einer der populärsten 
Philosophen der Gegenwart. Rückblickend wundern wir uns heute: wie nach einer 
ersten Schockstarre die Ausnahme – auch in den Köpfen – zur neuen Normalität 
geworden ist. Wie die Corona-Zeit eine Unterbrechung und Verlangsamung, einen 
neuen Umgang mit den Atemlosigkeiten unseres Lebens erzwungen hat. Wie 
Selbstverständliches weggebrochen und den Blick geöffnet hat für das, was wirklich 
wichtig ist.  
 
Viele haben erlebt, dass soziale Verzichte nicht unbedingt Verluste, sondern neue 
Möglichkeitsräume eröffnen. Lehrer lernten eine Menge über Internet-Teaching. Das 
Homeoffice wurde für Viele zu einer Selbstverständlichkeit. Medizinischer Fortschritt 
half. Aber nicht nur die Technik, sondern die Veränderung sozialer Verhaltensformen 
war entscheidend. Dass Menschen trotz radikaler Einschränkungen solidarisch und 
konstruktiv bleiben konnten, gab den Ausschlag. Im Focus die Frage: Was ist der 
Mensch? Was sind wir füreinander?  
 
Die Bereitschaft, einander zu helfen, gehört zu den Sternstunden dieser Krise. Eine 
der stärksten Visionen, die das Coronavirus hinterließ, sind die musizierenden 
Italiener auf den Balkonen. Die zweite Vision waren Satellitenbilder, die plötzlich die 
Industriegebiete Chinas und Italiens frei von Smog zeigten. Die großen Probleme von 
Klimakrise, Armutsbekämpfung, Bildungsgerechtigkeit u.a. bleiben uns durch die 
Pandemie erhalten – und werden zum Teil verschärft. Wir haben aber auch gelernt: 
wenn wir uns Krisen stellen, eröffnet sich ein Möglichkeitsraum. In gesellschaftlichen 
Systemen ist ein unglaublich schneller Wandel möglich, wenn die Menschheit zur 
Gemeinsamkeit – bis auf einzelne Ausnahmen – vereint ist.  
 
 „Jeder Mensch gilt“. Was in der Krise und darüber hinaus trägt ist die UN-Konvention 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (die in Deutschland am 
26.03.2009 in Kraft getreten ist). Sie ist ein Meilenstein. Behinderung wird nicht nur 
aus medizinischer oder sozialer Sicht betrachtet, sondern als menschenrechtliches 
Thema festgeschrieben. Und sie wird als kulturelle Bereicherung („buntes Völkchen“, 
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U. Bach) wertgeschätzt. Menschen mit Behinderungen soll ohne Diskriminierung der 
volle Genuss aller Menschenrechte und Grundfreiheiten garantiert werden, heißt es 
in der dreiseitigen Präambel der Konvention. Würde, Barrierefreiheit, 
Chancengleichheit, Selbstbestimmung, Empowerment und Partizipation sind die 
zentralen Leitbegriffe der Konvention, die in den einzelnen Rechten konkretisiert 
werden.  
 
Was in der Krise und darüber hinaus trägt, ist die Vergegenwärtigung der UN-
Konvention. Sie gibt Rückenwind für sozialethische Grundanliegen, insbesondere 
Hilfe ganz individuell auszurichten. In der Krise ist das Selbstbewusstsein der 
Betroffenen und ihrer Angehörigen gewachsen, auch die vielfältige Unterstützung der 
Mitarbeitenden. Ein Emanzipationsprozess hat sich in der Krise fortgesetzt, den es 
klug mit Veränderungsprozessen zu verknüpfen gilt. Ein Bewusstseinswandel hat 
stattgefunden zu individuellen Lösungen, mehr Vielfalt, ambulanten Diensten und 
Selbsthilfe. Als wichtige Ressourcen wurden Solidarität, Sympathie und Engagement 
entdeckt. Die Reifungschancen, die sich daraus ergeben, führen uns in die Mitte 
unserer Existenz. „Jeder Mensch gilt“. Jeder Mensch zählt und ist wertvoll. Nun gilt:  
das „Du gehörst dazu“ für die verschiedensten Bereiche zu beherzigen und konkret 
werden zu lassen.  
 
 
10.02.2021 
Th. Mäule 
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